
 
Antrag  
der Fraktion der SPD  
betreffend Kürzung des Arbeitslosenansatzes im  
Kommunalen Finanzausgleich zurücknehmen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, die im KFA um 10 Mio. € gekürz-
ten Zuweisungen an Kommunen zum Ausgleich der Belastungen aus über-
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit zurückzunehmen. 
 
Begründung: 

Die in diesem Jahr vorgenommene Kürzung um fast 30 v.H. stellt für die 
betroffenen Kommunen eine unzumutbare Härte dar. Deshalb muss der so 
genannte Arbeitslosenansatz im KFA, ein seit Jahren bewährtes strukturpoli-
tisches Instrument zur Unterstützung von Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit, unverzüglich wieder aufge-
stockt werden. 
 
Wiesbaden, 23. September 2005 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Walter 
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 23. 09. 2005 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 

16. Wahlperiode 
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